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 Datum   Bürgermeister                  Hauptamt 
 09.04.2018                     Thomas Noé             Marie-Sophie Zegowitz 

SACHDARSTELLUNG: 
 
Im Anschluss an die öffentliche Gemeinderatssitzung vom 29.01.2018, auf die Drucksache 
Nr. 2/2018 wird verwiesen, erfolgte nach einer fristgemäßen öffentlichen Bekanntmachung 
und dem Anschreiben der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange für die Dauer 
vom Montag, 12.02.2018 bis Freitag, 16.03.2018 die Offenlage des Bebauungsplanes sowie 
sämtlicher dazugehörigen Unterlagen. 
 
Nach dem nunmehr die Fristen für die Offenlage und die Beteiligung beendet sind und die 
Zusammenstellung bzgl. der eingegangenen Anregungen und Einwendungen in Form einer 
Synopse, erstellt durch das Büro Gauss Ingenieurtechnik aus Rottenburg am Neckar, vorliegt, 
kann hierüber eine Beschlussfassung im Gremium erfolgen.  
 
Nach entsprechender Beschlussfassung erfolgt im Anschluss die öffentliche Bekanntmachung 
über den Satzungsbeschluss. 
 
Etwaige bereits eingegangene Stellungnahmen während der Zeit der 
Verfahrensbezeichnung „Stock“ wurden miteinbezogen um eine fehlerfreie Abwägung zu 
garantieren. 
 
Bezüglich der textlichen Festsetzungen sollen sich keine Änderungen ergeben zum ehemals  
(Stock-Berg 1. Änderung) bestehenden Bebauungsplan. 
 
 
STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG: 
 
Die Gemeindeverwaltung schlägt vor, das oben dargestellte Vorgehen zu verfolgen und 
empfiehlt daher folgenden Beschlussvorschlag vor: 
 
 
BESCHLUSSANTRAG: 
 
1. Der Gemeinderat berät und beschließt über die eingegangenen Anregungen der Träger 

öffentlicher Belange und sonstiger Behörden im Zuge der Offenlage. 
 
2. Der Gemeinderat beschließt die vorliegenden Fassungen der vorliegenden 

Planunterlagen: 
 

- Abgrenzungsplan, Stand 06.11.2017 
- Bebauungsplanentwurf, Planstand 13.04.2018 
- Entwurf der Textlichen Festsetzungen und Örtlichen Bauvorschriften mit Datum 

13.04.2018 
- Einleitung zur Begründung zum Bebauungsplan "Berg" mit Datum vom 13.04.2018 
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- Begründung zum Bebauungsplan "Stock-Berg 1. Änderung" mit Datum vom 
13.04.2018 

- Beilage zur Begründung der Namensänderung mit Datum vom 19.01.2018 
- Lärmgutachten, erstellt für Bebauungsplan „Stock-Berg 2. Änderung“ mit Datum vom 

24.03.2017 
- Lärmkarte Geltungsbereich "Berg" auf Basis des bisherigen Gutachtens vom 

27.03.2018 
- Synopse für die Bürger und Träger öffentlicher Belange und sonstiger Behörden mit 

Stand je vom 13.04.2018 
 
3. Der Gemeinderat beschließt die Satzung des Bebauungsplans „Berg“, Starzach-

Bierlingen. 
 
4. Die Verwaltung wird beauftragt, das Erforderliche zu veranlassen.  
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Geändert am 23.04.2018 Anlage 9.2 zu Drucksache 42/2018 

HINWEIS: In dieser geänderten Version ist noch die Beschlussempfehlung aufgeführt sowie weitere Ergänzungen 
bei der Stellungnahme. 

Herr Peter Duffner / Frau Zita Duffner / Herr Karl Duffner 
Herr Duffner, Eulentalstr. 17, 72181 Starzach, Frau Zita Duffner und Karl Duffner, Bahnhofstr. 18, 72181 Starzach (vertr. durch RA Menold Bezler) – 
Stellungnahme vom 16.03.2018 

Anregung Stellungnahme Beschlussempfehlung 

 
Wie bereits in unserer Stellungnahme vom 10. November 2017 im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
der Planunterlagen des damals noch als „Stock" bezeichneten Bebauungsplanentwurfs angezeigt, 
vertreten wir Herrn Peter Duffner, Eulentalstr. 17, 72181 Starzach sowie Frau Zita Duffner und Herrn 
Karl Duffner, Bahnhofstr. 18, 72181 Starzach. Ordnungsgemäße Bevollmächtigung wird anwaltlich 
versichert. 
 
Peter Duffner ist Eigentümer der Grundstücke Flst. 1358/1 und 1358/2. Diese liegen knapp außerhalb 
des Plangebiets „Berg", für das der Gemeinderat in seiner Sitzung am 29. Januar 2018 einen 
Aufstellungs- und Offenlagebeschluss gefasst hat, sowie innerhalb des Plangebiets „Stock", für das der 
Gemeinderat in derselben Sitzung den Aufstellungsbeschluss gefasst und den räumlichen 
Geltungsbereich festgelegt hat. Zita und Karl Duffner sind Begünstigte eines Wohnrechts auf dem 
Grundstück Ast. 1358/1 (Bahnhofstr. 18) das im Grundbuch von Bierlingen durch auflösend bedingte 
beschränkte persönliche Dienstbarkeit gesichert ist. 
Namens und im Auftrag unserer Mandanten geben wir im Rahmen der öffentlichen Auslegung der 
Planunterlagen des Bebauungsplanentwurfs „Berg" folgende, Einwendungen enthaltende  
 

Stellungnahme ab (§ 3 Abs. 2 BauGB). 
 
A. Sachverhalt 
Wie Ihnen bekannt ist, betreibt Herr Peter Duffner (nachfolgend: unser Mandant) auf dem Grundstück 
Flst. 1358/1 in zweiter Generation eine nunmehr seit 1955 bestehende Tischlerei und Zimmerei als 
Familienbetrieb. Geschäftsführende Inhaberin ist seine Frau Alexandra Duffner. Bereits seit dem Jahr 
2011 und aktuell mit Bauantrag vom 18. Oktober 2017 (Antrags-Nr. 40.3-0735/17-BG, Landratsamt 
Tübingen) strebt unser Mandant eine Betriebserweiterung auf den Grundstücken FIst. 1358/1 und 
1358/2 an. 
 
Die Tischlerei und Zimmerei liegt im unmittelbar angrenzenden und parallel eingeleiteten 
Bebauungsplanverfahren, das sich — wie ausgeführt jetzt nicht mehr „Berg", sondern „Stock" nennt. 
Ausweislich der öffentlichen Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses vom 29. Januar 2018 wird 
mit dem jetzt als „Stock" bezeichneten Bebauungsplan u.a. das Ziel verfolgt  

 

Nach den Ausführungen des Herrn Maly ist 
auch der Bebauungsplan Berg durch das 
Lärmproblem gefährdet. Wenn ich dessen 
Darstellungen richtig interpretiere, geht er 
davon aus, dass, wenn man bezüglich des 
Betriebslärms meinen Überlegungen folgt, 
auch der Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Berg in einer Art und 
Weise betroffen wäre, die jedenfalls die 
Festlegung eines Wohngebiets dort nicht 
ermöglichen würde. 

Diese Einschätzung beruht auf einem 
Modell, dass die weitgehendste 
Lärmentwicklung annimmt bzw. unterstellt. 

Hinsichtlich des Anwaltsschreibens rege ich 
an, wie folgt mit den verschiedenen 
Einwänden umzugehen:  

Ich würde zunächst einmal klarstellen, wie 
groß die Entfernung zwischen den 
Betriebsgrundstücken Bebauungsplans 
„Berg“ ist. Hierzu wird auf die Anlage  8 
Lärmkarte verwiesen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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„[...] damit der Gewerbebetrieb der Schreinerei bauordnungsrechtliche Entwicklungsmöglichkeiten bzw. 
Betriebsmöglichkeiten erhält, muss im weiteren Schritt eine sinnvolle Abgrenzung[en] entsprechend der 
künftigen Art der baulichen Nutzung gemäß der BauNVO erfolgen". 
 
Mit einer zukünftigen Entwicklung bzw. Erweiterung der Zimmerei muss also gerechnet werden. Trotz 
der Lage außerhalb des Plangebiets „Berg" sind die rechtlichen Interessen unseres Mandanten 
zweifellos betroffen. Denn durch die geplante heranrückende  Wohnbebauung besteht die Gefahr, dass 
unserem Mandanten Einschränkungen von Erweiterungsmöglichkeiten bis hin zur Betriebseinstellung 
drohen. Dies muss im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens verhindert werden, indem insbesondere 
ein ausreichender Abstand zwischen dem Wohngebiet und der Zimmerei festgesetzt wird. Nur so kann 
ein Ermittlungs- und Bewertungsfehler im Hinblick auf die in die Abwägung einzustellenden Belange 
vermieden werden (vgl. VGH B-W, Urt. v. 26.6.2017 — 3 S 837/16). 
 
B. Einwendungen und Anregungen 
Bereits im Rahmen der öffentlichen Auslegung des im Jahr 2017 noch als „Stock" bezeichneten 
Bebauungsplans haben wir mit Schriftsatz vom 10. November 2017 Einwendungen erhoben. Diese 
Einwendungen halten wir mit Blick auf den Hinweis in der öffentlichen Bekanntmachung des 
Aufstellungsbeschlusses sowie des Beschlusses über die Offenlage des Bebauungsplans „Berg" vom 
29. Januar 2018. 
   „Es gab an der Planung keinerlei Änderung, im Vergleich zum vorhergehenden Verfahren."  
 
vollinhaltlich wie folgt aufrecht: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Alsdann sollte man darauf hinweisen, dass 
man zwischenzeitlich zu der Erkenntnis 
gelangt ist, dass die Einräumung 
bauordnungsrechtlicher 
Entwicklungsmöglichkeiten bzw. 
Betriebsmöglichkeiten als Planungsziel 
nicht mehr weiterverfolgt werden kann, weil 
hierdurch sämtliche Planungen weitgehend 
obsolet würden. 

Es ist dann weiter darauf hinzuweisen, dass 
man auch im Bebauungsplangebiet Berg 
davon ausgeht, dass dem Betrieb keine 
Entwicklungsmöglichkeiten mehr 
eingeräumt werden sollen. Das muss 
natürlich im Rahmen einer Abwägung 
begründet werden. Man muss darlegen 
können, dass und warum es aus Sicht der 
Gemeinde wichtiger ist, eine 
Wohnbebauung auszuweisen als einem 
bestehenden Betrieb 
Entwicklungsmöglichkeiten einzuräumen. In 
Betracht käme insoweit z.B., dass man 
darlegen kann, dass der Betrieb schon im 
Hinblick auf die jetzige 
Umgebungsbebauung keine und dem 
Geltungsbereich des Entwicklung keine 
Möglichkeiten mehr hat und jede 
Erweiterung problematisch wäre. Hilfreich 
wäre sicher auch eine Darstellung, dass es 
noch andere Standorte gibt, an denen eine 
Entwicklung erfolgen kann. Das sind 
natürlich nur Beispiele. 

Eine entsprechende städtebauliche 
Abwägung erfolgte bereits dadurch, dass 
das bisherige Gebiet in Stock und Berg 
getrennt wurde, da unterschiedliche 
Planungsziele verfolgt werden. Auch wurde 
eine Veränderungssperre für das Gebiet 
Stock erlassen sowie das Einvernehmen 
zum Baugesuch für die Schreinerei am 
25.09.2017 seitens des Gemeinderates 
nicht erteilt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung 
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I. Keine taugliche Begründung 
 
Die „Einleitung zur Begründung Berg" Stand 19.01.2019 verweist pauschal auf die Begründung des — 
unwirksamen — vormaligen Bebauungsplans „Stock-Berg 1. Änderung". Die „Begründung zum 
Bebauungsplan „1. Änderung Stock-Berg", die — fälschlicherweise — auf den Stand 19.01.2018 (!) 
abstellt, lässt sich aber naturgemäß nicht in vollem Umfang weder auf das im Jahr 2017 als „Stock" 
genannte Bebauungsplanverfahren, noch auf das in der Gemeinderatssitzung am 29. Januar 2018 als 
„Berg" neu eingeleitete Bebauungsplanverfahren „Berg" übertragen. Dies gilt unter anderem, soweit Nr. 
5.0 und Nr. 6.0 der Begründung hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung darauf verweisen, 
diese blieben „unverändert". Im Ergebnis fehlt es daher an jeglicher Begründung für die jetzigen 
Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfs „Berg". 
 
Auch im Übrigen begnügt sich die Begründung an verschiedenen Stellen, lediglich auf die im Verfahren 
„Stock-Berg" vorgenommenen Änderungen zu dem ursprünglichen, vom VGH mit Urteil vom 30. Juni 
2017 für unwirksam erklärten Bebauungsplan „Stock-Berg" einzugehen. Konkret wird etwa auf Nr. 10.0 
„Kosten" verwiesen. Die bisherige „Begründung „1. Änderung Stock-Berg" bzw. „Stock-Berg" dürfte 
daher nicht einmal ansatzweise ausreichen, um eine ermessensfehlerfreie Abwägung zu 
gewährleisten. Insbesondere finden sich keinerlei Aussagen zum Betrieb der Zimmerei, worin bereits 
ein Ermittlungsfehler liegen dürfte.  
 
II. Abstand des geplanten Wohngebiets zur Zimmerei unseres Mandanten 
 
Es muss weiterhin bezweifelt werden, dass der Abstand der festgesetzten Wohnbebauung sowohl in 
nordwestlicher (Flst. 3063 und 3064) als auch in nördlicher/nordöstlicher Richtung (Teil des Flst. 
1360/1) von der Zimmerei aus ausreicht. Im Nordwesten beträgt der Abstand von der bestehenden 
Wohnnutzung zur Grenze der potenziellen Erweiterungsfläche Flst. 1358/2 weniger als 50 Meter. In 
nördlicher Richtung beträgt sogar der Abstand zwischen dem geplanten Wohngebäude und der 
bestehenden Zimmerei selbst weniger als 50 Meter. Demgegenüber ist etwa im Abstandserlass NRW 
vom 6. Juni 2007, lfd. Nr. 208 der Anlage 1 (Vorschriftensammlung der Gewerbeaufsicht Baden-
Württemberg, Version 02/2008, Im 7.3) ein erforderlicher Schutzabstand zwischen 
Tischlereien/Schreinereien und Wohngebieten von 100 Metern vorgesehen. 
 
Für an Bestandsbetriebe heranrückende Nutzungen sind Vorkehrungen zu treffen, um 
Immissionskonflikte zu vermeiden (Söfker in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, § 1 
BauGB, Rn. 232). Das Gebot der planerischen Konfliktbewältigung setzt voraus, dass im Rahmen der 
Abwägung des Bebauungsplans eine Lösung für entstehende Immissionskonflikte gefunden wird (vgl. 
VGH Bayern, Urt. v. 23.3.2010 — 15 N 09.2322). 
 
Nach den bisherigen Planunterlagen — insbesondere der wie gesagt fehlenden Begründung — ist 
nicht davon auszugehen, dass der geringe Abstand diesen Vorgaben gerecht wird und die Interessen 
unseres Mandanten — sowohl im Hinblick auf den Bestandsbetrieb als auch eine zukünftige 
Erweiterung — wahrt. Offenbar orientiert sich die Grenze des Plangebiets bzw. die beabsichtigte 
Festsetzung der Wohnbebauung an dem Lärmgutachten der Müller-BBM GmbH vom 24. März 2017. 
 
Eine direkte Umsetzung des Lärmgutachtens reicht ohne Berücksichtigung eines darüber 
hinausgehenden „Sicherheitsabstands" nicht aus. Das liegt zum einen daran, dass sich das Gutachten 
lediglich auf Berechnungen und nicht auf Messungen stützen kann. Folglich heißt es dort auf Seite 24 
ausdrücklich, dass die „Untersuchungsergebnisse mit einer relativ großen Unsicherheit behaftet sind. 
Zum anderen prüft das Gutachten im Bereich der nördlich von der Zimmerei geplanten Wohnbebauung 

. 

 

 

 

Es sollte alsdann natürlich der 
Bebauungsplan mit einer eigenen 
Begründung versehen werden, die auch 
dem aktuellen Stand entspricht.  

Ist erfolgt. 

Weiter sollte man darauf hinweisen, dass 
aufgrund des eingeholten Lärmgutachtens 
zu ersehen ist, dass jedenfalls im bisherigen 
Bestand die Zimmerei der geplanten 
Wohnnutzung nicht entgegensteht unter 
Verweis auf das vorliegende Gutachten. 
Man kann dann weiter darauf hinweisen, 
dass derzeit kein Immissionskonflikt besteht 
und dass künftig nicht beabsichtigt ist, eine 
Betriebserweiterung zuzulassen, so dass 
auch künftig kein solches Problem 
entstehen wird. 

Hierzu wird ebenfalls auf die Anlage  8 
Lärmkarte verwiesen. Ein Konflikt ist nicht 
gegeben. 

 

 
s.o. 
 
 
 
s.o. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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überhaupt keinen gesonderten Immissionsort. Ebenso wenig werden die Auswirkungen einer 
möglichen zukünftigen Erweiterung der Zimmerei auf Flst. 1358/2 in Betracht gezogen. 
 
Gleichwohl kommt das Lärmgutachten selbst unter diesen Umständen zum Ergebnis, dass die 
maßgeblichen Grenzwerte eines Wohngebiets im Nordwesten von der Zimmerei aus gerade noch 
eingehalten, auf den unbebauten Nachbarflächen im Norden/Nordosten allerdings zumindest 
geringfügig überschritten werden (Seite 22). Auf dieser Grundlage kann die dort geplante 
Wohnbebauung keinesfalls verwirklicht bzw. festgesetzt werden. 
 
III. Erweiterungsmöglichkeiten der Zimmerei 
 
Die Planungen der Gemeinde müssen naturgemäß aufeinander abgestimmt sein und dürfen sich nicht 
widersprechen. Wie oben zitiert, will der Bebauungsplan „Stock" — wie auch der frühere 
Bebauungsplan „Stock-Berg" — Entwicklungsmöglichkeiten der Zimmerei erhalten. Festsetzungen des 
Bebauungsplans „Berg" dürfen daher nicht von vornherein Ziele des laufenden 
Bebauungsplanverfahrens „Stock" vereiteln, indem Wohnbebauung jedenfalls an das Flst. 1358/2 zu 
nahe heranrückt. Wir beantragen daher, sowohl im Hinblick auf die zulässige Art als auch auf das Maß 
der baulichen Nutzung Spielräume für eine Erweiterungsmöglichkeit der Zimmerei zu erhalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Es erfolgte eine städtebauliche 
Abwägung der Gebiete. Es ist 
darauf zu verweisen, dass es sich 
beim Berg um den 
Geltungsbereich handelt, in dem 
nicht die Schreinerei liegt. 
Nachweislich hat die Schreinerei 
auf die geplante Wohnbebauung 
keine Auswirkung. Das Gebiet ist 
bereits überwiegend bebaut. Die 
Schreinerei ist nicht erweiterbar.  
Die Begründung hierfür besteht 
darin, dass die Schreinerei 
eigentlich in ein Gewebegebiet 
gehört. Bereits jetzt gibt es eine 
umliegende Wohnbebauung. Die 
Schreinerei genießt lediglich 
Bestandsschutz. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung 
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IV. Verkehrsentwicklung 
 
Durch gesteigerte Wohnbebauung ist ein erhöhtes Verkehrsaufkommen zu erwarten. Auch ein solches 
zusätzliches Verkehrsaufkommen ist der planerischen Gebietsfestsetzung zuzurechnen (BVerwG, 
Beschl. v. 30.11.1992 — 4 NB 41.92; OVG Niedersachsen, Urt. v. 3.7.2000 — 1 K 2107/99). Hierbei 
stellt sich ggf. die Frage einer Wechselwirkung zwischen Verkehrslärm und dem Lärm der Zimmerei, 
was ein ergänzendes Lärmgutachten oder die Erstellung eines Verkehrskonzepts erfordert. 
 

Zur Verkehrsentwicklung kann man darauf 
verweisen, dass ein Wohngebiet, wie es 
vorliegend geplant ist, bereits von der 
Größe her kein relevant erhöhtes 
Verkehrsaufkommen bewirken wird. 

Ein relevant erhöhtes 
Verkehrsaufkommen und damit 
verbundener Verkehrslärm ist auf 
Grund der Große des Baugebietes 
nicht zu erwarten. Ein ergänztes 
Lärmgutachten bzw. die Erstellung 
eines Verkehrskonzepts ist nicht 
erforderlich. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 

Frühere Stellungnahme im Verfahren unter der Bezeichnung „Stock“ 

Herr Peter Duffner / Frau Zita Duffner / Herr Karl Duffner vom 10. November 2017 
Herr Duffner, Eulentalstr. 17, 72181 Starzach, Frau Zita Duffner und Karl Duffner, Bahnhofstr. 18, 72181 Starzach (vertr. durch RA Menold Bezler) – 
Stellungnahme vom 10. November 2017 

Anregung Stellungnahme Beschlussempfehlung 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
in oben genannter Angelegenheit vertreten wir Herrn Peter Duffner, Eulentalstr. 17, 72181 Starzach 
sowie Frau Zita Duffner und Herrn Karl Duffner, Bahnhofstr. 18, 72181 Starzach. Ordnungsgemäße 
Bevollmächtigung wird anwaltlich versichert.  
Peter Duffner ist Eigentümer der Grundstücke Flst. 1358/1 und 1358/2, die in südlicher Richtung knapp 
außerhalb des Plangebiets liegen. Zita und Karl Duffner sind Begünstigte eines Wohnrechts auf dem 
Grundstück Ast. 1358/1 (Bahnhofstr. 18) das im Grundbuch von Bierlingen durch auflösend bedingte 

 
Im Kern sind die beiden eingegangen 
Stellungnahmen deckungsgleich. Es wird 
daher unter dem Verfahren „Berg“ darauf 
reagier. 
 
Im alten Verfahren „Stock“ wird daher nur 
an bestimmten Stellen eine Abwägung 

 
 
Kenntnisnahme 
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beschränkte persönliche Dienstbarkeit gesichert ist. Namens und im Auftrag unserer Mandanten geben 
wir im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zum Bebauungsplanverfahren „Stock" nachfolgende  
 
Stellungnahme 
 
 

A. Sachverhalt  
Wie Ihnen bekannt ist, betreibt Herr Peter Duffner (nachfolgend: unser Mandant) auf dem Grundstück 
Flst. 1358/1 in zweiter Generation eine nunmehr seit 1955 bestehende Tischlerei und Zimmerei als 
Familienbetrieb. Geschäftsführende Inhaberin ist seine Frau Alexandra Duffner. Bereits seit dem Jahr 
2011 und aktuell mit Bauantrag vom 18. Oktober 2017 (Antrags-Nr. 40.3-0735/17-BG, Landratsamt 
Tübingen) strebt unser Mandant eine Betriebserweiterung auf den Grundstücken Flst. 1358/1 und 
1358/2 an.  
Die Tischlerei und Zimmerei liegt unweit des hiesigen Plangebiets im Gebiet des parallel eingeleiteten 
Bebauungsplanverfahrens „Berg". Ausweislich der öffentlichen Bekanntmachung zum 
Aufstellungsbeschluss eines Bebauungsplans „Berg" vom  
26. September 2017, wird dort u.a. das Ziel verfolgt, dass  
 
„der Gewerbebetrieb der Schreinerei bauordnungsrechtliche Entwicklungsmöglichkeiten bzw. 
Betriebsmöglichkeiten erhält'. 
 
 
Mit einer zukünftigen Entwicklung bzw. Erweiterung der Zimmerei muss also gerechnet werden. Trotz 
der Lage außerhalb des Plangebiets „Stock" sind die rechtlichen Interessen unseres Mandanten 
zweifellos betroffen. Denn durch die geplante heranrückende Wohnbebauung besteht die Gefahr, dass 
unserem Mandanten Einschränkungen von Erweiterungsmöglichkeiten bis hin zur Betriebseinstellung 
drohen. Dies muss im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens verhindert werden, indem insbesondere 
ein aus-reichender Abstand zwischen dem Wohngebiet und der Zimmerei festgesetzt wird. Nur so kann 
ein Ermittlungs- und Bewertungsfehler im Hinblick auf die in die Abwägung einzustellenden Belange 
vermieden werden (vgl. VGH B-W, Urt. v. 26.6.2017 — 3 S 837/16). 
 
 
B. Einwendungen und Anregungen  
 
I. Irreführende Bezeichnung des Bebauungsplans  
Die Bezeichnung der beiden Plangebiete „Stock" und „Berg" ist irreführend. Das Gebiet „Berg" umfasst 
nämlich tatsächlich in der Senke liegende Grundstücke, während das Gebiet „Stock" weiter oben liegt. 
Es erscheint daher fraglich, ob die öffentliche Auslegung überhaupt ihren gesetzlichen Zweck einer 
Anstoßwirkung erfüllen kann. Es ist nicht auszuschließen, dass einzelne Personen allein aufgrund der 
fehlerhaften Bezeichnung davon ausgehen, dass sie von der vorliegenden Planung nicht betroffen 
sind. 
 
 
II. Keine taugliche Begründung  
Die „Einleitung zur Begründung" verweist pauschal auf die Begründung des — unwirksamen — 
vormaligen Bebauungsplans „Stock-Berg 1. Änderung". Diese lässt sich aber naturgemäß nicht in 
vollem Umfang auf das neu eingeleitete Planverfahren „Stock" übertragen. Dies gilt unter anderem, 
soweit Nr. 5.0 und Nr. 6.0 der Begründung hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung darauf 
verweisen, diese blieben „unverändert". Im Ergebnis fehlt es daher an jeglicher Begründung für die 

erfolgen. 
 
 
 
 
 
 
:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bezeichnung des Bebauungsplanes 
wurde geändert. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Begründung ist von der Bauleitplanung 
als tauglich bewertet worden und wird dies 
auch weiterhin unter der Führung der 
Namensbezeichnung Berg.  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung 
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Festsetzungen.  
Auch im Übrigen begnügt sich die Begründung an verschiedenen Stellen, lediglich auf die im 
damaligen Verfahren vorgenommenen Änderungen zu dem ursprünglichen Bebauungsplan „Stock-
Berg" einzugehen. Konkret wird etwa auf Nr. 10.0 „Kosten" verwiesen. Die bisherige „Begründung" 
dürfte daher nicht an-satzweise ausreichen, um eine ermessensfehlerfreie Abwägung zu gewährleis-
ten. Insbesondere finden sich keinerlei Aussagen zum Betrieb der Zimmerei, worin die erhebliche 
Gefahr bereits eines Ermittlungsfehlers liegt. 
 
 
III. Abstand des geplanten Wohngebiets zur Zimmerei unseres Mandanten  
Es muss weiterhin bezweifelt werden, dass der Abstand der festgesetzten Wohn-bebauung sowohl in 
nordwestlicher (Flst. 3063 und 3064) als auch in nördlicher/nordöstlicher Richtung (Teil des Flst. 
1360/1) von der Zimmerei aus aus-reicht. Im Nordwesten beträgt der Abstand von der bestehenden 
Wohnnutzung zur Grenze der potenziellen Erweiterungsfläche Flst. 1358/2 weniger als 50 Meter. In 
nördlicher Richtung beträgt sogar der Abstand zwischen dem geplanten Wohngebäude und der 
bestehenden Zimmerei selbst weniger als 50 Meter. Demgegenüber ist etwa im Abstandserlass NRW 
vom 6. Juni 2007, lfd. Nr. 208 der Anlage 1 (Vorschriftensammlung der Gewerbeaufsicht Baden-
Württemberg, Version 02/2008, Im 7.3) ein erforderlicher Schutzabstand zwischen Tischle-
reien/Schreinereien und Wohngebieten von 100 Metern vorgesehen.  
Für an Bestandsbetriebe heranrückende Nutzungen sind Vorkehrungen zu treffen, um 
Immissionskonflikte zu vermeiden (Söfker in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, § 1 
BauGB, Rn. 232). Das Gebot der planerischen Konfliktbewältigung setzt voraus, dass im Rahmen der 
Abwägung des Bebauungsplans eine Lösung für entstehende Immissionskonflikte gefunden wird (vgl. 
VGH Bayern, Urt. v. 23.3.2010 — 15 N 09.2322). 
 
 
Nach den bisherigen Planunterlagen — insbesondere der wie gesagt fehlenden Begründung — ist 
nicht davon auszugehen, dass der geringe Abstand diesen Vor-gaben gerecht wird und die Interessen 
unseres Mandanten — sowohl im Hinblick auf den Bestandsbetrieb als auch eine zukünftige 
Erweiterung — wahrt. Offenbar orientiert sich die Grenze des Plangebiets bzw. die beabsichtigte 
Festsetzung der Wohnbebauung an dem Lärmgutachten der Müller-BBM GmbH vom 24. März 2017. 
Das Gutachten ist allerdings nicht Bestandteil der Planunterlagen, auch wird darauf an keiner Stelle 
verwiesen.  
Gleichwohl merken wir vorsorglich an, dass eine direkte Umsetzung des Gutach-tens ohne 
Berücksichtigung eines darüber hinausgehenden „Sicherheitsabstands" nicht ausreichen dürfte. Das 
liegt zum einen daran, dass sich das Gut-achten lediglich auf Berechnungen und nicht auf Messungen 
stützen kann. Folg-lich heißt es dort auf Seite 24 ausdrücklich, dass die „Untersuchungsergebnisse mit 
einer relativ großen Unsicherheit behaftet" sind. Zum anderen prüft das Gut-achten im Bereich der 
nördlich von der Zimmerei geplanten Wohnbebauung überhaupt keinen gesonderten lmmissionsort. 
Ebenso wenig werden die Auswirkungen einer möglichen zukünftigen Erweiterung der Zimmerei auf 
FIst. 1358/2 in Betracht gezogen. 
 
 
Gleichwohl kommt das Lärmgutachten selbst unter diesen Umständen zum Ergebnis, dass die 
maßgeblichen Grenzwerte eines Wohngebiets im Nordwesten von der Zimmerei aus gerade noch 
eingehalten, auf den unbebauten Nachbarflächen im Norden/Nordosten allerdings zumindest 
geringfügig überschritten wer-den (Seite 22). Auf dieser Grundlage kann die dort geplante 
Wohnbebauung keinesfalls verwirklicht bzw. festgesetzt werden.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Trotz unzähliger Bemühungen seitens des 
Lärmgutachters und der Verwaltung bei der 
Mitarbeit der Schreinerei bezüglich des 
Lärmgutachtens wurde diese verwehrt. 
 
Das Gutachten basiert daher auf 
gutachterlichen Berechnungen die 
unbedingt anzusetzen sind, da es keine 
Mitwirkung seitens der Schreinerei gab, gibt 
und auch in Zukunft nicht zu erwarten ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. (Keine Beeinträchtigung für das WA) 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung 
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IV. Erweiterungsmöglichkeiten der Zimmerei  
Die Planungen der Gemeinde müssen naturgemäß aufeinander abgestimmt sein und dürfen sich nicht 
widersprechen. Wie oben zitiert, will der Bebauungsplan „Berg" — wie auch der frühere 
Bebauungsplan „Stock-Berg" — Entwicklungsmöglichkeiten der Zimmerei erhalten. Festsetzungen des 
Bebauungsplans „Stock" dürfen daher nicht von vornherein Ziele des laufenden 
Bebauungsplanverfahrens „Berg" vereiteln, indem Wohnbebauung jedenfalls an das FIst. 1358/2 zu 
nahe heranrückt. Wir beantragen daher, sowohl im Hinblick auf die zulässige Art als auch auf das Maß 
der baulichen Nutzung Spielräume für eine Erweiterungsmöglichkeit der Zimmerei zu erhalten. 
 
 
V. Verkehrsentwicklung  
Durch gesteigerte Wohnbebauung ist ein erhöhtes Verkehrsaufkommen zu er-warten. Auch ein solches 
zusätzliches Verkehrsaufkommen ist der planerischen Gebietsfestsetzung zuzurechnen (BVerwG, 
Beschl. v. 30.11.1992 —4 NB 41.92; OVG Niedersachsen, Urt. v. 3.7.2000 — 1 K 2107/99). Hierbei 
stellt sich ggf. die Frage einer Wechselwirkung zwischen Verkehrslärm und dem Lärm der Zimmerei, 
was ein ergänzendes Lärmgutachten oder die Erstellung eines Verkehrskonzepts erfordern könnte. 

 
 
s.o.  
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
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